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Vorbemerkung:

Laut Kollegiumsbeschluss vom 7. Dezember 2004 wird das Amts-
blatt der Pommerschen Evangelischen Kirche ab 2005 viertel-
jährlich erscheinen.

A. Kirchliche Gesetze, Verordnungen und
Verfügungen

Die folgende Verwaltungskostenverordnung ist bereits im Amts-
blatt 11-12/2004 abgedruckt. Dort ist der Kostentarif jedoch un-
vollständig. Deshalb wird die Verordnung hier noch einmal in
vollem Umfang abgedruckt.

Nr. 1) Verwaltungskostenverordnung für die Vermögens- und
Finanzverwaltung in der Pommerschen Evangelischen Kir-
che (VwKostVO) vom 17.12.2004

Pommersche Evangelische Kirche
Das Konsistorium
II/1 154-10.1-6/04

Die Kirchenleitung der Pommerschen Evangelischen Kirche hat
aufgrund von §§ 156 Abs. 2 und 63 Abs. 1 der Verordnung für
die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden,
Kirchenkreise und Kirchlichen Verbände in der Evangelischen
Kirche der Union (Kirchliche Verwaltungsordnung - VwO) so-
wie aufgrund von § 5 S. 2 des Kirchengesetzes über die Über-
nahme der Verwaltung für die Kirchengemeinden und Kirchen-
kreise durch das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen
Kirche nach Art. 139 Abs. 3 der Kirchenordnung der
Pommerschen Evangelischen Kirche (KO) unter Bezugnahme auf
Artikel 132 Abs. 1 und Art. 134 Abs. 1 KO folgende Verordnung
erlassen:

Inhaltsverzeichnis

§ 1 Allgemeines
§ 2 Kostentarif
§ 3 Gebühren
§ 4 Auslagen
§ 5 Kostenbefreiung
§ 6 Kostenpflichtiger
§ 7 Entstehung der Kostenpflicht
§ 8 Fälligkeit der Kostenschuld, Vorauszahlung
§ 9 Rechtsbehelfe, Rechtsmittel
§ 10 Schlußbestimmungen

§ 1
Allgemeines

(1) Für Verwaltungstätigkeiten des Konsistoriums im Bereich der
kirchlichen Vermögens- und Finanzverwaltung werden nach die-
ser Verordnung Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben.

(2) Kosten werden grundsätzlich auch erhoben, wenn ein auf
Vornahme der kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichte-
ter Antrag abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungs-
tätigkeit vor der Entscheidung zurückgenommen wird.

§ 2
Kostentarif

Die Höhe der Kosten bemisst sich unbeschadet des § 4 (Ausla-
gen) nach dem im Zeitpunkt der Beendigung der Verwaltungs-
tätigkeit geltenden Kostentarif (Anlage).

§ 3
Gebühren

(1) Ist für den Ansatz der Gebühren durch den Kostentarif ein
Rahmen (Mindest- und Höchstsätze) bestimmt, so sind bei der
Festsetzung der Gebühr das Maß des Verwaltungsaufwandes, der
Wert des Gegenstandes der Verwaltungstätigkeit, der Nutzen oder
die Bedeutung der Verwaltungstätigkeit für den Gebührenpflich-
tigen zu berücksichtigen. Die Gebühr ist auf volle Euro festzu-
setzen.

(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten
nebeneinander vorgenommen, so ist für jede Verwaltungstätigkeit
eine Gebühr zu erheben.

(3) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit
a) ganz oder teilweise abgelehnt oder
b) zurückgenommen, bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist,

so kann die Gebühr außer Ansatz bleiben.

§ 4
Auslagen

(1) Werden bei der Vorbereitung oder der Vornahme einer
Verwaltungstätigkeit besondere Auslagen notwendig, so hat der
Kostenschuldner sie, ohne Rücksicht darauf, ob eine Gebühr zu
entrichten ist, zu erstatten.

(2) Als Auslagen können insbesondere erhoben werden:
a) Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen,
b) Telegrafen-, Fernschreib- und Faxgebühren sowie Gebühren

für Ferngespräche,
c) bei Dienstreisen entstehende Reisekosten,
d) Beträge, die an Behörden oder andere Personen für ihre Tätig-

keit zu leisten sind,
e) Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen.
f) Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften,

Durchschriften, Auszüge, Kosten für Fotokopien, Lichtpau-
sen und Vervielfältigungen nach den im Kostentarif vorgese-
henen Sätzen.

§ 5
Kostenbefreiung

(1) Kosten werden nicht erhoben für
1. mündliche Auskünfte
2. Verwaltungstätigkeiten für
a) die Pommersche Evangelische Kirche, andere Kirchen-, Reli-

gionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts einschließlich
ihrer Untergliederungen, öffentlich-rechtlichen Verbände, An-
stalten und Stiftungen, Werke und Einrichtungen,

b) Behörden des Bundes, Behörden eines Bundeslandes, Land-
kreise und Gemeinden.
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(2) Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in Absatz 1 Nummer
2 Genannten berechtigt sind, die Kosten Dritten aufzuerlegen oder
die in Absatz 1 Nummer 2 Genannten sich durch Vereinbarung
zur Übernahme der Kosten verpflichtet haben.

(3) Sofern Kostenbefreiung nicht gegenseitig verbürgt ist, blei-
ben die in Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b genannten Rechts-
träger zur Erstattung der Kosten verpflichtet.

(4) Von der Erhebung von Kosten kann ganz oder teilweise aus
besonderen Billigkeitsgründen abgesehen werden.

§ 6
Kostenpflichtiger

(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,
1. wer die Verwaltungstätigkeit veranlasst hat oder zu wessen

Nutzen sie vorgenommen wird,
2. wer sich durch Erklärung zur Übernahme der Kosten verpflich-

tet hat.

(2) Mehrere Kostenpflichtige sind Gesamtschuldner.

§ 7
Entstehung der Kostenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Beendigung der
Verwaltungstätigkeit oder mit der Rücknahme des Antrags.

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit
der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.

§ 8
Fälligkeit der Kostenschuld, Vorauszahlung

(1) Die Kostenschuld wird mit der Anforderung fällig.

(2) Die Aufnahme einer Verwaltungstätigkeit nach § 1 ist von der
vorherigen Zahlung der Kosten oder von der Zahlung oder Sicher-
stellung eines angemessenen Kostenvorschusses abhängig. So-
weit der Vorschuss die endgültige Kostenschuld übersteigt, ist er
zu erstatten.

(3) Ausnahmsweise kann aus Billigkeitsgründen, insbesondere
wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse
des Kostenpflichtigen geboten erscheint, von der Erhebung ei-
nes Kostenvorschusses ganz oder teilweise abgesehen werden.

§ 9
Rechtsbehelfe, Rechtsmittel

(1) Die Kostenbescheide des Konsistoriums sind mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen.

(2) Gegen Kostenbescheide des Konsistoriums ist der Wider-
spruch zulässig. Er ist innerhalb eines Monats, nachdem der
Kostenbescheid dem Kostenpflichtigen bekanntgegeben worden
ist, schriftlich oder zur Niederschrift beim Konsistorium zu er-
heben. Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

(3) Hilft das Konsistorium dem Rechtsbehelf nicht ab, so ent-
scheidet das Konsistorium durch Widerspruchsbescheid.

§ 10
Schlussbestimmungen

(1) Diese Verwaltungskostenverordnung tritt am 1. Januar 2005
in Kraft.

(2) Durchführungsbestimmungen und den Kostentarif erlässt das
Konsistorium.

Greifswald, den 17.12.2004
Die Kirchenleitung der
Pommerschen Evangelischen Kirche

Dr. Hans-Jürgen Abromeit
Bischof
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Kostentarif nach § 2 der Verwaltungskostenverordnung vom 17.12.2004
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Nr. 2) Ordnung für die Erste Theologische Prüfung

Pommersche Evangelische Kirche
Das Konsistorium
I/3 250-4-33/04

Die Kirchenleitung beschließt:

Der § 10 (3) a) der Ordnung für die Erste Theologische Prüfung
vom 1. November 2002 in der Fassung vom 29. August 2003
(Abl. 9-10/2003) gilt mit sofortiger Wirkung in folgender Fas-
sung:

In den Klausuren soll die Kandidatin/der Kandidat nachweisen,
dass sie/er auf der Basis des notwendigen Grundwissens in be-
grenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen
Methoden des jeweiligen Faches Themen bearbeiten kann. Für
jede Klausur werden der Kandidatin/dem Kandidaten mehrere
Fragen zur Auswahl gegeben; im Fach Systematische Theologie
unterschiedliche Themen für Dogmatik und Ethik. In den bibel-
wissenschaftlichen Fächern gehört eine Textübersetzung zur Auf-
gabenstellung.

Alle weiteren Sätze von § 10 (3) a) bleiben unverändert gültig.

Die Kirchenleitung der Pommerschen Evangelischen Kirche
Dr. Hans-Jürgen Abromeit
Bischof

Nr. 3) „Erste Verordnung zur Änderung des Kirchengesetzes
zur Ordnung der Diakonischen Arbeit in der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und der Pom-
merschen Evangelischen Kirche vom 17.12.2004

Pommersche Evangelische Kirche
Das Konsistorium
III/1 366-1 / 04

Die Kirchenleitung hat gemäß Artikel 132 Absatz 2 Satz 1 der
Kirchenordnung folgende Verordnung beschlossen:

§ 1

Das Kirchengesetz vom 10. Oktober 2004 zur Ordnung der
Diakonischen Arbeit in der Evangelisch-Lutherischen Landes-
kirche Mecklenburgs und der Pommerschen Evangelischen Kir-
che wird wie folgt geändert:

1. § 4 Absatz 1erhält folgende Fassung:

„Zum 1. Januar 2006 werden das Diakonische Werk – Landes-
verband – in der Pommerschen Evangelischen Kirche e. V. und
das Diakonische Werk der Evangelisch-Lutherischen Landeskir-
che Mecklenburgs e. V. zum Diakonischen Werk Mecklenburg-
Vorpommern e. V. (Diakonisches Werk) zusammengeführt.“

2. § 5 Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Als Berechnungsgrundlage für die von den Landeskirchen in
den Haushaltsjahren 2006 bis 2008 zuzuweisenden Mittel gelten
die in den Haushaltsplänen der Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Mecklenburgs und der Pommerschen Evangelischen

Kirche gemäß den Haushaltsgesetzen für das Haushaltsjahr 2005
für die Arbeit des Diakonischen Werkes ausgewiesenen Mittel.“
3. § 13 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.“

Die Kirchenleitung der Pommerschen Evangelischen Kirche
Dr. Hans-Jürgen Abromeit
Bischof

Nr. 4) Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrdienstgesetzes
vom 13.05.2004

Pommersche Evangelische Kirche
Das Konsistorium
II/3 220-1 – 14/04

Nachstehend veröffentlichen wir das Kirchengesetz zur Ände-
rung des Pfarrdienstgesetzes vom 13. Mai 2004. Dieses Kirchen-
gesetz tritt am 13. Mai 2004 in Kraft.

Greifswald, 13.01.2005
gez.: Loeper
Konsistorialpräsident

Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrdienstgesetztes
vom 13. Mai 2004

Die Vollkonferenz der Union Evangelischer Kirchen in der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland hat das folgende Kirchengesetz
beschlossen:

§ 1

Das Pfarrdienstgesetz vom 15. Juni 1996 (ABl. EKD Seite 470),
zuletzt geändert durch die Verordnung zur Änderung des Pfarr-
dienstgesetzes vom 2. Oktober 2002 (ABl. EKD Seite 364), wird
wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird hinter die Überschrift von § 46
eingefügt:
§ 46 a
Abtretung von Schadensersatzansprüchen

2. Nach § 46 wird folgender § 46 a eingefügt:
§ 46 a
Abretung von Schadensersatzansprüchen

(1) Wird eine Pfarrerin oder ein Pfarrer oder einer der Angehöri-
gen körperlich verletzt oder getötet, so werden Leistungen, zu
deren Gewährung der Dienstgeber während einer auf der Kör-
perverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder
infolge der Körperverletzung oder der Tötung verpflichtet ist,
nur Zug um Zug gegen die Abtretung gesetzlicher Ansprüche
gegen Dritte auf Schadensersatz wegen der Körperverletzung oder
der Tötung gewährt.
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(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht zum Nach-
teil der oder des Berechtigten geltend gemacht werden.

§ 2

Dieses Kirchengesetz tritt am 13. Mai 2004 in Kraft.

Berlin, den 13. Mai 2004
Der Vorsitzende der Vollkonferenz
der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

gez. Dr. Fischer

Dieses Kirchengesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den 14. Mai 2004
Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

gez. Dr. Fischer

Nr. 5) Verordnung zur Änderung des Einführungsgesetzes
zum Pfarrdienstgesetz vom 1. Dezember 2004

Pommersche Evangelische Kirche
Das Konsistorium
II/3 220-1 – 21/04

Nachstehend veröffentlichen wir die Verordnung zur Änderung
des Einführungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz vom 1. Dezem-
ber 2004. Diese Verordnung wurde für unsere Landeskirche mit
Wirkung vom 31. Dezember 2004 in Kraft gesetzt.

Greifswald, 13.01.2005
gez.: Loeper
Konsistorialpräsident

Verordnung zur Änderung des Einführungsgesetztes zum Pfarr-
dienstgesetz
vom 1. Dezember 2004

Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in der EKD hat
gemäß Artikel 9 Absatz 3 der Grundordnung der Union Evange-
lischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland die
folgende Verordnung beschlossen:

§ 1

Änderung des Einführungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz

Das Einführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz vom 15. Juni 1996
(ABl. EKD S. 487), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom
6. Mai 2000 (ABl. EKD S. 234), wird wie folgt geändert:

In Artikel 12 § 1 Satz 2 wird die Angabe „2004“ durch „2009“er-
setzt.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 31.12.2004 in Kraft.

Berlin, den 1. Dezember 2004
Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

gez. Drägert

Nr. 6) 4. Verordnung zur Änderung der Verordnung über die
kirchliche Altersversorgung vom 08.09.2004

Pommersche Evangelische Kirche
Das Konsistorium
II/5 213-1 – 9/04

Nachstehend veröffentlichen wir die 4. Verordnung zur Ände-
rung der Verordnung über die kirchliche Altersversorgung vom
8. September 2004.
Diese Verordnung wurde für unsere Landeskirche mit Wirkung
vom 1. Oktober 2004 in Kraft gesetzt.

Greifswald, 21.01.2005
gez. Loeper
Konsistorialpräsident

4. Verordnung zur Änderung der Verordnung über die kirch-
liche Altersversorgung vom 8. September 2004

Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in der Evange-
lischen Kirche in Deutschland hat gemäß Artikel 9 Absatz 3 der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland folgende Verordnung beschlossen:

§ 1

Änderung der Verordnung über die kirchliche Altersversorgung

Die Verordnung über die kirchliche Altersversorgung vom 27.
November 1996 (ABl. EKD 1997 Seite 61), zuletzt geändert durch
Verordnung des Rates der EKU vom 2. Oktober 2002 (ABl. EKD
Seite 365), wird wie folgt geändert:

§ 10 – Ruhen der kirchlichen Alterversorgung – wird wie folgt
neu gefasst:

„Die Zahlung der kirchlichen Altersversorgung ruht in Höhe jeg-
licher Arbeitseinkünfte, welche die jeweilige Geringfügigkeits-
grenze des § 34 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch überstei-
gen.“
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§ 2
In-Kraft-Treten

Die Verordnung tritt am 1. Oktober 2004 in Kraft.

Berlin, den 8. September 2004
Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

gez. Dr. Fischer

B. Hinweise auf staatliche Gesetze und
Verordnungen

C. Personalnachrichten

Versetzt in den Ruhestand:

Oberkonsistorialrätin Silke Stopperam zum 1. Januar 2005

Kirchenverwaltungsamtsrat Manfred Schönegge zum 1. Januar
2005

Oberkonsistorialrat Wolfgang Krasemann zum 1. März 2005

D. Freie Stellen

E. Weitere Hinweise

Wir weisen hin auf das kürzlich erschienene Buch: Hans-Joachim
Schwerin „Philosophie vor der Gottesfrage“.  Der Autor, Sup.
i. R. Dr. Hans-Joachim Schwerin, war von 1957 -1991 als Pfar-
rer in Torgelow und Demmin tätig, von 1969 -1991 zugleich Su-
perintendent des Kirchenkreises Demmin.
Hamburg: Selbstverl., 2003. – 284S.
ISBN: 3-86516-027-1

Das Buch kann auch in der Landeskirchlichen Bibliothek ausge-
liehen werden.

F. Mitteilungen für den Kirchlichen Dienst
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